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Weiterbildung und Innovations
transfer- Erfahrungen aus den 
neuen Bundesländern für eine 
Neuorientierung der Weiterbildung* 

Der West-Ost-Innovationstransfer 
im Bereich der Weiterbildung zeigt 
offensichtliche Mängel. Durch die 
quantitativen Herausforderungen 
in den neuen Ländern werden typi
sche Defizite der westdeutschen 
Weiterbildung deutlicher und wir
ken sich z. T. innovationshemmend 
aus. Die neuen Aufgaben bieten je
doch auch die Chance, neue Instru
mente und Rahmenbedingungen 
zu entwickeln, die über einen Ost
West-Innovationstransfer zu einer 
Neuorientierung der gesamten 
Weiterbildung beitragen. 

Der deutsche Einigungsprozeß eröffnet 

neben vielen außerordentlich schwierigen 

Erfahrungen - auch zahlreiche neue, positi

ve Perspektiven im Bereich der Weiterbil

dung. 

Die Weiterbildungsbeteiligung der Deut

schen in Ost und West, das zeigen die Ergeb

nisse von jüngsten Repräsentativerhebungen 

(im Rahmen des Berichtssystems Weiterbil

dung), unterscheiden sich auf den ersten 

Blick nur wenig (Teilnahmequote Ost: 38 

Prozent, West: 36 Prozent). Bei aller Über

einstimmung gibt es jedoch bemerkenswerte 

Unterschiede: 

• Im Osten wird vor allem die berufliche 

Weiterbildung bevorzugt: Jeder Vierte hat 

1991 an beruflichen Kursen, insbesondere 

Umschulungs- und Anpassungsmaßnahmen 

teilgenommen, im Westen nur jeder Fünfte. 

*) Beitrag für die Eröffnungsveranstaltung des 4. Euro
päischen Weiterbildungskongressesam 5. Oktober 1992 in 
Berlin 

Insbesondere die Nichterwerbstätigen sind in 

den neuen Ländern weiterbildungsaktiver als 

die in den alten Ländern, was auch darauf 

zurückzuführen ist, daß viele weiter- und 

nicht zum erstenmal qualifiziert werden. 

• Die Polarisierung in der Weiterbil

dungsbeteiligung (zwischen Höherqualifi

zierten und Niedrigqualifizierten) , die sich 

im Westen in den letzten Jahren nicht abge

baut hat, ist im Osten weniger stark ausge

prägt. Allerdings weisen hier wie dort die 

Un- und Angelernten die niedrigste Teilnah

mequote auf. 

• Die Frauen sind in den neuen Ländern 

insgesamt weiterbildungsaktiver. Die Un

terschiede bei der Weiterbildungsbeteiligung 

von Frauen und Männern sind in den neuen 

Ländern geringer: Während die Teilnahme

quoten in der beruflichen Weiterbildung in 

den alten Ländern zehn Prozentpunkte aus

einanderliegen, beträgt der Unterschied in 

den neuen Ländern nur drei Prozentpunkte. 

• Die Haltung der Arbeitgeber zur Weiter

bildung wird durch die Arbeitnehmer im 

Osten etwas positiver eingeschätzt als im 

Westen. 

Diese Einzelergebnisse werden durch die ge

nerellen Weiterbildungseinstellungen bestä

tigt: Das Image der Weiterbildung und die 

Zustimmung zur Bedeutung beruflicher Wei

terbildung sind in den neuen Ländern einhel

lig und positiver als in den alten Ländern. 

Diese Ergebnisse des Ost-West-Vergleichs 

scheinen für einen gelungenen Innovations

transfer auf dem Gebiet der Weiterbildung zu 

sprechen. Zugleich werden in den Befra-
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gungsergebnissen aber auch Barrieren für 

die Weiterbildungsaktivität im Osten deut

lich. 

Jeder Zweite in den neuen Ländern ist der 

Ansicht, daß es zu wenig Weiterbildungs

möglichkeiten in der näheren Umgebung 

gibt. Zugleich bemängelt eine deutliche 

Mehrheit die Unübersichtlichkeit des Wei

terbildungsmarktes und wünscht sich mehr 

Information und Beratung in Weiterbildungs

fragen. 

In diesem Zusammenhang ist auf die anhal

tende Kritik an der Qualität beruflicher 

Weiterbildung in den neuen Ländern zu ver

weisen, die den Katalog der Mängel am Wei

terbildungssystem verlängert. Symptoma

tisch sind hier die Erfahrungsberichte und 

Klagen über unseriöse Bildungsträger, die 

von der im Osten vorherrschenden AFG-ge

förderten Weiterbildung profitieren. 

Die Diskussion der Qualität beruflicher Wei

terbildung erinnert an ähnliche Debatten, die 

in den siebziger Jahren in den alten Ländern 

geführt wurden. Damals ging es z. B. im Be

reich des Fernunterrichts um unseriöse Wer

bung und Vertriebsmethoden, verbraucher

feindliche Vertragsbedingungen und mangel

hafte Lehrgänge. 

Mit dem Fernunterrichtsschutzgesetz von 

1977 wurden diese Mißstände unterbunden 

und Maßstäbe für den Verbraucherschutz 

eingeführt, die bis heute Bestand haben und 

von allen Betroffenen überwiegend positiv 

eingeschätzt werden. 

Während für den kleinen Bereich des Fern

unterrichts befriedigende Regelungen gefun

den wurden, entzündeten sich an der mit 

Milliardenbeträgen geförderten Weiterbil

dung auf AFG-Basis immer wieder Diskus

sionen, insbesondere dann, wenn die Weiter

bildung in arbeitsmarkpolitischen Qualifizie

rungsoffensiven "hochgefahren" wurde. 

Angesichts von 9,3 Mrd. DM , die dieses 

Jahr allein in den neuen Ländern für die be-

rufliehe Weiterbildung von der Bundesanstalt 

für Arbeit ausgegeben werden, ist also eine 

solche Qualitätsdebatte nicht ungewöhnlich. 

Unter dem Aspekt der Einführung eines neu

en Weiterbildungssystems in den neuen Län

dern ist es zu begrüßen, daß sich alle Fakto

ren , die die Qualität bestimmen, im Rahmen 

des West -Ost-Innovationstransfers legitimie

ren müssen. 

Ein guter Teil der Qualitätsmängel, wie z. B. 

die unzureichende Paßgenauigkeit von Ange

bot und Qualifikationsbedarf ist auf grund

sätzliche Defizite bzw. Schwachstellen der 

deutschen Weiterbildung zurückzuführen, 

die im eigentlichen Sinne - vergleicht man 

sie mit dem dualen System der Ausbildung 

- eben gar kein "System" darstellt. Diese 

Defizite gehören in den alten Ländern seit 

langem zu den Grundproblemen der Weiter

bildung. Dazu zählen - schlagwortartig ge

nannt - unter anderem 

• die mangelnde erwachsenenpädagogische 

und fachliche Qualifikation der Lehrkräfte, 

• der unzureichende Verbraucherschutz, 

• die Unübersichtlichkeit des Angebots, 

insbesondere für die nicht professionellen 

Nachfrager, 

• die unzureichende Wirksamkeitskontrolle 

der Maßnahmen der Bundesanstalt für Ar

beit , 

• die didaktisch-methodischen Mängel der 

Maßnahmen und Materialkonzepte, 

• die unzureichende Beratung der Nachfra

ger sowie 

• die Unsicherheit hinsichtlich der Ein

schätzung und Verwertung von Abschlüssen 

und Zertifikaten bei Teilnehmern und Betrie

ben. 

Durch die quantitativen Herausforderungen 

der Weiterbildung in den neuen Ländern 

werden diese typischen Mängel deutlicher 

und wirken sich z. T. als Innovationsbarrie

ren aus. Es zeigt sich, daß die Weiterbildung 

häufig nicht über die geeigneten Instrumente 

und Rahmenbedingungen verfügt, um den 

neuen Aufgaben gerecht zu werden. Damit 
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steht die Weiterbildung als Instrument des 

West -Ost-Innovationstransfers insgesamt auf 

dem Prüfstand. Die Ergebnisse, so ist zu hof

fen, werden zu einer Neuorientierung der 

Weiterbildung in der gesamten Bundesrepu

blik beitragen. Zu den Feldern, auf denen 

der Handlungsbedarf im Osten Anstöße für 

Innovationen gibt, die auch im Westen und 

damit für das gesamte Weiterbildungssystem 

relevant sind, gehören z. B. 

• eine verläßliche, Planung ermöglichende 

finanzielle Förderung der betrieblichen Wei

terbildung, 

• die Kooperationsregelungen für die regio

nale Zusammenarbeit sowie 

• die Zertifizierung und staatliche Aner

kennung von Weiterbildungsleistungen. 

Anband dieser Beispiele sollen im folgenden 

die Innovationsbarrieren bzw. der Hand

lungsbedarf im Bereich der Weiterbildungs

strukturen deutlich werden. 

Finanzielle Förderung 
betrieblicher Weiterbildung 

Die Weiterbildungsstrukturen der ehemali

gen DDR, die wesentlich auf den Fachschu

len, Betriebsakademien und den Betriebs

schulen basierten, sind rasch zusammenge

brochen; nur ein geringer Teil konnte sich in 

neuer Trägerschaft erhalten. Das so entstan

dene Vakuum wurde vor allem durch die 

AFG-geförderte Weiterbildung abgedeckt. 

Die berufliche Weiterbildung (Fortbildung, 

Umschulung, Einarbeitung) wurde neben 

der Kurzarbeit und der Arbeitsbeschaffung 

in einem bisher nicht bekannten Umfang als 

arbeitsmarktpolitisches Instrument einge

setzt: Allein im ersten Halbjahr 1992 traten 

in den neuen Ländern über eine halbe Mil

lion Arbeitslose bzw. von Arbeitslosigkeit 

Bedrohte in Qualifizierungsmaßnahmen ein. 

Angeboten und durchgeführt werden diese 

Maßnahmen überwiegend von (nicht betrieb

lichen) Bildungsträgern, die angesichts der 



Arbeitsmarktverhältnisse Qualifikationen 

sehr häufig nur "auf Halde" produzieren 

können. Die Maßnahmen verlieren in dieser 

Situation für die Menschen häufig ihre Qua

lifizierungsfunktion; sie werden immer mehr 

als sozialer Stauraum empfunden und organi

siert. Dabei treten sehr rasch die inzwischen 

bekannten Folgen auf: Enttäuschung bei den 

weiterhin arbeitslosen Absolventen, Nicht

einhaltung der Qualitätsstandards durch 

die Bildungsträger und hoher finanzieller 

Aufwand bei der Bundesanstalt für Arbeit. 

Auf der Seite der Betriebe ist dagegen fol

gendes festzustellen: 

Viele der noch verbliebenen Betriebe haben 

deutliche Schwierigkeiten, die Qualifizierung 

ihrer Mitarbeiter zu finanzieren. Angesichts 

der wirtschaftlichen Engpässe wird - in 

Verkennung der Investivfunktion der Weiter

bildung - zu allererst an den Ausgaben für 

die Qualifizierung gespart. Es kommt hinzu, 

daß durch den Personalabbau, der häufig zu

nächst die Bildungsabteilungen betroffen hat, 

in vielen Fällen auch das Know-how fehlt , 

um eine betriebliche Weiterbildung und Per

sonalentwicklung kompetent aufzubauen. Es 

wird sich deshalb nicht nur die Entwicklung 

einer neuen betrieblichen Weiterbildungsin

frastruktur erheblich verzögern, es entfallen 

auch alle jene Lerneffekte, die vor allem von 

einer arbeitsplatznahen Weiterbildung er

wartet werden. Dazu gehören die überfach

lichen Qualifikationen, wie z. B. Kommuni

kations- und Kooperationsfahigkeit sowie das 

Verantwortungsbewußtsein und das Denken 

in Zusammenhängen, die auf ein entspre

chendes Training in der Praxis angewiesen 

sind. Es entfallen damit zum Teil auch die 

Qualifizierungsstrategien, die zur Einleitung 

und Begleitung des angestrebten gesell

schaftlichen Wandels in den neuen Ländern 

unerläßlich sind. Auch die dringend erfor

derlichen Veränderungen der Arbeitsorgani

sation mit dem Ziel, mehr lernfördernde Ar

beitsplätze zu schaffen, dürfte damit verzö

gert werden. 

Angesichts dieser Situation muß das 

arbeitsmarkt- und auch das berufsbildungs

politische Interesse darauf ausgerichtet wer

den, die AFG-Förderung stärker zu einem 

Instrument der Förderung der betrieblichen 

Weiterbildung in den neuen Ländern zu ma

chen. Denn bei Beibehaltung der bestehen

den Finanzierungs- und Förderungsstruktu

ren besteht die Gefahr, daß das, was als Inno

vationsförderung gedacht war, als Innova

tionsbarriere wirksam wird. 

Innovationstransfer verlangt in diesem Falle 

auch, ein neues Finanzierungsinstrument zu 

entwickeln und anzuwenden, das - zeitlich 

begrenzt - die Rahmenbedingungen für die 

betriebliche Weiterbildung verbessern hilft. 

Dabei bieten sich für dieses Instrument zwei 

Ansatzpunkte an: 

Zum einen geht es darum , das Weiterbil

dungspersonal in den Betrieben zu qualifi

zieren, damit Personal- und Organisations

entwicklungsprozesse kompetent organisiert 

und durchgeführt werden; zum anderen soll

te die Entwicklung von Qualifizierungskon

zepten, in denen Arbeiten und Lernen vor 

Ort aufeinander bezogen werden können, 

nachhaltig gefördert werden. 

Die immer wieder als Argument gegen die 

betriebliche Weiterbildungsförderung ins 

Feld geführten "Mitnahmeeffekte" sind als 

ein nicht ganz vermeidbares, aber nicht ins 

Gewicht fallendes "kleineres Übel" in Kauf 

zu nehmen. 

Kooperationsregelungen für 
die regionale Zusammenarbeit 

Ein nicht unbedeutendes Problem bei den 

Weiterbildungsentscheidungen der arbeitslo

sen Menschen in Ostdeutschland ist die Un

sicherheit im Hinblick auf die zukünftigen 

Beschäftigungschancen im neuen Berufsfeld. 

Globale Trendaussagen zur Qualifikations

entwicklung, wie z. B. Hinweise auf die 

"Wachstumsbranche Dienstleistungen" (Han

del, Kreditgewerbe, Versicherungsgewerbe, 

Hotel- und Gaststättengewerbe, Beratungs

dienste) helfen dabei nur sehr begrenzt. All

gemeine Empfehlungen für Qualifizierungs

strategien, wie z. B. "Umschulung für bran

chentypische Berufe aus voraussichtlich 

schrumpfenden Branchen", müssen ebenso 

mit Blick auf die Verhältnisse in der Region 

auf ihre Stichhaltigkeit geprüft werden. Dies 

ist nur möglich, wenn die Akteure vor Ort, 

also die Betriebe, die Kammern, die Verwal

tungen und die Bildungsträger zusammenar

beiten. Die Unsicherheiten für die Bildungs

interessenten, die Träger, die Betriebe und 

die Förderungsinstanzen hinsichtlich der 

weiteren wirtschaftlichen und gesellschaft

lichen Entwicklung zeigen, daß die lokal

regionale Ebene als die eigentlich entschei

dende Handlungsebene der Weiterbildung 

völlig unterentwickelt ist. 

Weil die Weiterbildung nicht nur Qualifizie

rungsfunktion erfüllt, sondern auch soziale, 

wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische 

Aufgaben hat, muß sich die Weiterbildungs

politik, insbesondere auf der Grundlage des 

AFG, stärker mit der Regional- und Stand

ortentwicklung, mit Betriebsansiedlungs

und Flächennutzungsplänen befassen und ab

stimmen. Das traditionelle Muster der Ein

zelfallförderung hat ausgedient, wenn es dar

um geht, ganzen Branchen und regionalen 

Krisengebieten durch Qualifizierungspolitik 

Unterstützung zu geben. 

Die zum Teil bereits praktizierten regionalen 

Runden Tische sind ein erster Schritt. Es gilt 

darüber hinaus, Kooperationsregelungen zu 

entwickeln, die das regionale Zusammen

spiel der Akteure fördern . 

Die regionale Kooperation muß sich auf un

terschiedliche Aufgabenfelder beziehen, die 

von der Qualifikationsbedarfsanalyse und 

-einschätzung bis hin zur Beratung der 

Nachfrager und Anbieter auf dem Bildungs

markt reichen. Hervorzuheben sind unter 
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den Bedingungen der neuen Länder zum 
einen die Abstimmung der zahlreichen För

derungsprogramme; nach Schätzungen han

delt es sich bereits um 700 bis 800 Program

me. Die aus unterschiedlichen Quellen stam

menden Finanzmittel (z. B. Bund, Bundesan

stalt für Arbeit, Land, EG) für diese Pro

gramme werden z. Z. unkocrdiniert einge

setzt. Sie könnten einen erheblich höheren 

Effizienzgrad erreichen, wenn sie gebündelt, 

d. h. abgestimmt eingesetzt werden. 

Zum anderen fehlt die Entwicklung von bei

spielhaften anspruchsvollen Maßnahmekon

zepten und Lehrgangsmaterialien, die für die 

Heranbildung marktkonformer Qualitäts

standards eine wesentliche Voraussetzung 

sind. Eine systematische, an Qualitätsmerk

malen orientierte Lehrgangsentwicklung ist 

jedoch mit so hohen Kosten verbunden, daß 

sie die finanziellen Möglichkeiten einzelner 

Träger übersteigen und deshalb nur in einer 

Kooperation von Bildungsträgern realisiert 

werden können. Ein Teil der beklagten Qua

litätsmängel im Osten ist nicht zuletzt darauf 

zurückzuführen, daß die Kursentwicklungen 

in der AFG-geförderten Weiterbildung ange

sichts der den Trägern zur Verfügung stehen

den Finanzierungssätze eindeutig zu kurz 

kommen. Es wäre deshalb nicht nur arbeits

ökonomisch und finanziell sinnvoll, sondern 

auch für die Qualität der Maßnahmen wün

schenswert, daß die Bildungsträger z. B. in 

Trägerverbünden bei der Entwicklung von 

Lehrgangskonzepten und -materialien zu

sammenarbeiten. 

Zertifizierung und 
Anerkennung von Weiter
bildungsleistungen 

Für die Teilnehmer an Weiterbildungsmaß

nahmen und für potentielle Beschäftigte in 

den neuen Ländern stellt sich ein für die 

Teilnehmer in den alten Ländern bereits be

kanntes Problem in besonderer Schärfe: Sie 

können die auf dem Weiterbildungsmarkt an

gebotenen Abschlüsse und Zertifikate hin

sichtlich ihrer Verwertbarkeit auf dem Ar

beitsmarkt kaum angemessen einschätzen. 

Das Spektrum der Weiterbildungszertifikate 

reicht von der mehr oder weniger präzisen 

Beschreibung von Weiterbildungsleistungen 

der Absolventen durch die Bildungsträger bis 

hin zum staatlichen Zeugnis, wie z. B. dem 

des Technikers. 

Für die Teilnehmer aus den neuen Ländern 

stellt sich die Frage, wie sie bereits Erlerntes 

mit dem noch zu Lernenden verbinden, um 

marktgängige Qualifikationen zu erwerben, 

die durch Zertifikate anerkannt sind. Da dies 

in der Regel nicht in einem Schritt möglich 

ist, bietet sich eine Qualifizierung nach dem 

Modulsystem an. Einzelne Bausteine oder 

Lerneinheiten haben für den einzelnen je

doch nur dann einen Sinn, wenn sie sich zu 

einem Ganzen zusammenfügen lassen, das 

durch ein anerkanntes Zertifikat abgeschlos

sen wird und arbeitsmarktgängig ist. 

In vielen Bereichen werden Weiterbildungs

anstrengungen mit dem Ziel eines öffentlich 

anerkannten Abschlusses vergeblich sein, da 

das System der Fortbildungsberufe in der 

Vergangenheit auch in den alten Ländern nur 

lückenhaft entwickelt wurde. Systematisch 

durch bundeseinheitliche Fortbildungsord

nungen geregelt ist bisher nur der Meisterbe

reich. In der kaufmännischen Fortbildung, 

dem größten fachlichen Teilbereich der be

ruflichen Weiterbildung, herrscht dagegen 

eine selbst für Fachleute nicht durchschauba

re Vielfalt von hunderten von Abschlüssen 

unterschiedlichster Qualität; eine ausrei

chende Transparenz für Anbieter, Betriebe 

und Bildungsinteressierte fehlt. 

Für die Umorganisation und den Aufbau der 

neuen Länder stellt der unzureichende Ent

wicklungsstand der Fortbildungsberufe einen 

besonders schmerzlichen Mangel dar; denn 

insbesondere für die mittelständische Wirt

schaft, auf die es in den neuen Ländern an-
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kommt, bilden die Fortbildungsberufe das 

qualifikatorische Rückgrat: Der Industrie

meister, der Handwerksmeister, der Indu

striefachwirt, der Betriebswirt und der Wirt

schaftsinformatiker gehören zu den Fach

und Führungskräften, die für den Aufbau 

und die Existenz von Klein- und Mittelbe

trieben unentbehrlich sind. 

Der unzureichende Ausbau der Fortbil

dungsberufe muß sich deshalb in den neuen 

Ländern als ein weiteres Innovationshemm

nis auswirken. 

Für die dringend erforderliche Weiterent

wicklung der Fortbildungsberufe spricht 

auch deren Bedeutung für die Herstellung 
der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
schulischer bzw. hochschulischer Bildung. 
Qualifizierte Schulabgänger werden sich nur 

dann für die berufliche Bildung entscheiden, 

wenn ihnen durch ein ausgebautes und trans

parentes System der Fortbildungsberufe at

traktive Berufskarrieren und damit alternati

ve nichtschulische, aber staatlich anerkannte 

Bildungswege geboten werden . 

Die sldzzierten Beispiele zeigen: Die beruf

liche Weiterbildung, die als ein wichtiges In

strument im West-Ost-lnnnovationstransfer 

gilt, kann diesen Anspruch häufig wegen sy

stemischer Mängel nicht einlösen; nicht sel

ten wirken sich ihre veralteten Strukturen 

und Instrumente innovationshemmend aus. 

Die offensichtlichen Schwächen des West

Ost-Transfers bilden zugleich die Chancen 

für Neuorientierungen, die der gesamten 

Weiterbildung zugute kommen. Der Ost

West-Innovationstransfer ist dazu dringend 

erforderlich. 


